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Preußiſche Gefekfammlhing 


Jahrgang 1918 


Inhalt: Abänderungsgeſetz zu dem Geſetze, betreffend die Errichtung einer Zentralanſtalt zur Förderung 


(Nr. 11 688.) Abänderungsgeſetz zu dem Geſetze, betreffend die Errichtung einer Zentralauſtalt 
: zur Förderung des genoſſenſchaftlichen Perſonalkredits, vom 31. Juli 1895 
| (Geſetzſamml. S. 310). Vom 5. September 1918. 


. Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze, 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 


Artikel 1. 

(1) Die der Preußiſchen Zentral⸗Genoſſenſchaftskaſſe für die Dauer ihres 
Beſtehens vom Staate als Grundkapital gewährte Einlage wird auf 125 Millionen 
Mark erhöht. ; 

(2) Das Erhöhungskapital von 50 Millionen Mark ift bar oder in Schatz 
anweiſungen oder in Schuldverſchreibungen zum Kurswerte zu überweiſen. E 

6) Die Überweiſung erfolgt in Höhe von 25 Millionen Mark alsbald. 

Für den Reſtbetrag von 25 Millionen Mark beſtimmt der Finanzminiſter den 
Zeitpunkt der Uberweiſung entſprechend dem hervortretenden Bedürfnis. 


| Artikel 2. n 
Der $ 2 des Geſetzes vom 31. Juli 1895 erhält folgende Faſſung: 
| (1) Die Anſtalt iſt befugt, folgende Geſchäfte zu betreiben: 
1. zinsbare Darlehne zu gewähren an: 
a) ſolche Vereinigungen und Verbandskaſſen eingetragener Erwerbs— 
5 und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften (Reichsgeſetz vom 1. Mai 1889 
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— Reichs⸗Geſetzbl. S. 55 —), welche unter ihrem Namen vor 
Gericht klagen und verklagt werden können, 

p) Einzelgenoſſenſchaften, deren Kreditbedarf nach Art und Umfang 
von Vereinigungen und Verbandskaſſen eingetragener Erwerbs⸗ 
und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften nicht gedeckt wird, oder von deren 
Eingliederung in ſolche aus wirtſchaftlich berechtigten Gründen 
abgeſehen iſt, 

e) die für die Förderung des Perſonalkredits beſtimmten landſchaft⸗ 
lichen (ritterſchaftlichen) Darlehnskaſſen, 

d) die von den Provinzen (Landeskommunalverbänden) errichteten 
gleichartigen Inſtitute, 

e) Unternehmen, an denen ſtaatliche Mittel beteiligt find. 

2. von denen unter 1 gedachten Vereinigungen uſw. Gelder verzinslich 
anzunehmen. 
(2) Zur Erfüllung dieſer Aufgaben (1 und 2) iſt die Anſtalt außerdem befugt: 
3. ſonſtige Gelder im Depoſiten⸗ und Scheckverkehr anzunehmen; 
4, Spareinlagen anzunehmen; i 
5. Kaſſenbeſtände im Wechſel⸗, Lombard und Effektengeſchäft nutzbar 
zu machen; . 
6. Wechſel zu verkaufen und zu akzeptieren 
7. Darlehne aufzunehmen; a 
8. für Rechnung der unter 1 bezeichneten Vereinigungen uſw. und der 
zu denſelben gehörigen Genoſſenſchaften und derjenigen Perfonen, von 
denen ſie Gelder in Depoſiten⸗ und Scheckverkehr oder Spareinlagen 
oder Darlehne erhalten hat, Effekten zu kaufen und zu verkaufen 
ſowie deren offene und geſchloſſene Depots zu verwalten. 
(3) Der Geſchäftskreis der Anſtalt kann durch Königliche Verordnungen über 
die in 1 genannten Vereinigungen hinaus durch Hereinbeziehung beſtimmter Arten 
von öffentlichen Sparkaſſen erweitert werden. l 


Artikel 3. 

Der $ 6 des Geſetzes vom 31. Juli 1895 erhält folgende Faſſung: 

Von dem beim Jahresſchluſſe ſich ergebenden Reingewinn der Anſtalt wird, 
vorbehaltlich etwaiger beſonderer Rückſtellungen: 
1. a) zunächſt / zur Bildung eines Reſervefonds, % zur Verzinſung 
der Einlagen ($$ 3 und 5) bis zu 3 vom Hundert verwendet 
b) ein etwaiger Überreſt zur weiteren Verzinſung der von Ver⸗ 
einigungen uſw. eingezahlten Vermögenseinlagen (§ 5) ſowie des 
vom Staate nach dem Geſetz vom 13. Juli 1909 bereitgeſtellten 
und nach dieſem Geſetz bereitzuſtellenden Erhöhungskapitals bis 
zu 3½ vom Hundert beſtimmt; 
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e) der dann noch verbleibende Überreſt zur weiteren Verzinſung dev 

von Vereinigungen uſw. eingezahlten Vermögenseinlagen ($ 5) 

ſowie des vom Staate nach dieſem Geſetz bereitgeſtellten Er— 

höhungskapitals bis zu 4 vom Hundert beſtimmt und der darüber 

hinaus noch verfügbare Betrag ebenfalls dem Reſervefonds zu— 
geführt f 

2. ſobald der Reſervefonds ein Fünftel der Einlagen beträgt, eine Ver⸗ 

zinſung der Einlagen bis zu 4½ vom Hundert gewährt und der Reſt 

dem Reſervefonds zugeführt. : 


Artikel 4. 
Der erſte Abſatz des § erhält folgende Faſſung: 
Die Anſtalt wird durch ein Direktorium, das die Eigenſchaft einer Be 
hörde hat, verwaltet ſowie nach außen vertreten. 


Artikel 5. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Bereitſtellung des Erhöhungs— 
kapitals im Wege der Anleihe Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatz⸗ 
anweiſungen oder Wechſel ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der 
Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel werden von der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden mittels Anterſchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt. 

6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine 
und Wechſel können ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem 
beſtimmten Wertverhältniſſe gleichzeitig auf in⸗ und ausländiſche Währungen 
ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. a 

(4) Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

(5) Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können 
durch Ausgabe von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen 
in dem erforderlichen Nennbetrage beſchafft werden. 

(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Ein— 
löſung fällig werdender Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat 
die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters 


vierzehn Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung 


oder Umlaufszeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, 
mit dem die Verzinſung oder Umlaufszeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen 
oder Wechſel aufhört. 

(7) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins- 
oder Diskontſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher Anı- 
laufszeit ſowie zu welchen Kurſen die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen 
und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. Ebenſo 
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bleibt ihm im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 

( Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die Vor⸗ 
jehriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation 
preußiſcher Staatsanleihen, (Geſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 
1897, betreffend die Tilgung von Staatsſchulden, (Geſetzſamml. S. 43) und des 
Geſetzes vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die 
Eiſenbahnverwaltung, (Geſetzſamml. S. 155) anzuwenden. 


Artikel 6. 

(1) Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

(2) Er wird ermächtigt, den Wortlaut des Geſetzes, betreffend die Errichtung 
einer Zentralanſtalt zur Förderung des genoſſenſchaftlichen Perſonalkredits, vom 
31. Juli 1895 (Geſetzſamml. S. 310) durch die Preußiſche Geſetzſammlung mit 
denjenigen Anderungen zu veröffentlichen, die ſich aus dieſem Geſetz und dem 
Geſetze vom 8. Juni 1896 (Geſetzſamml. S. 123) ergeben. Dieſer Wortlaut iſt 
dem Landtage zur Genehmigung vorzulegen. ö a 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 5. September 1918. 


Seiecgel) Wilhelm. 
Graf v. Hertling. v. Breitenbach. Sydow. v. Stein. Graf v. Roedern. 
Schmidt. v. Eiſenhart-Rothe. Hergt. 


(Nr. 11689.) Erlaß des Staatsminiſteriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent⸗ 
eignungsverfahrens zur Fortſetzung des Bergwerkbetriebes des Braunkohlen; 
bergwerks Renate im Kreiſe Calau der Ilſe Bergbau-Aktiengeſellſchaft zu 

Gs: Grube Ilſe N. L. Vom 2. Oktober 1918, 

Au Grund des § 1 der Königlichen Verordnung, betreffend ein vereinfachtes 

Enteignungsverfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der 

Faſſung der Nachträge vom 27. März 1915 Geſetzſamml. S. 57), vom 

25. September 1915 (Geſetzſamml. S. 141) und vom 15. Auguſt 1918 Geſetz⸗ 

ſamml. S. 144) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach 

den Vorſchriften dieſer Verordnung bei der Ausübung des Enteignungsrechts, 
das der Ilſe Bergbau-⸗Aktiengeſellſchaft zu Grube Ilſe N. L. zur Fortſetzung des 


E 


Bergwerksbetriebes ihres Braunkohlenbergwerks Renate im Kreiſe Calau durch 
Erlaß des Staatsminiſteriums vom 12. September 1918 en iſt, An⸗ 
wendung zu finden hat. 


Berlin, den 2. Oktober 1918. 


Das Staatsminiſterium. 


Friedberg. v. Breitenbach. Sydow. Graf v. Roedern. v. Waldow. 
Spahn. Drews. Schmidt. v. Eiſenhart⸗Rothe. Hergt. 


(Nr. 11690.) Erlaß des Staatsminiſteriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Ent— 

ö eignungsverfahrens bei der Anlegung einer Drahtſeilbahn und ſonſtiger 
Betriebsanlagen beim Bahnhof Preichow⸗Wellmitz durch die Gewerkſchaft 
Haſſia zu Haufen, Kreis Witzenhauſen. Vom 2. Oktober 1918. 


A 

uf Grund der $$ 1, Ja der Königlichen Verordnung, betreffend ein ver— 
einfachtes Enteignungsverfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) 
in der Faſſung der Nachträge vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57), vom 
25. September 1915 (Gefeßfamml. S. 141), vom 10. April 1918 (Geſetzſamml. 
S. 41) und vom 15. Auguſt 1918 (Geſetzſamml. S. 144) wird beſtimmt, daß 
die Vorſchriften dieſer Verordnung auf das Enteignungsverfahren, das die Ge- 
werkſchaft Haſſia zu Haufen, Kreis Witzenhauſen, als Eigentümerin des Braun⸗ 
kohlenbergwerks „Auf Glück“ in der Gemarkung Wellmitz, Kreis Croſſen, am 
22. Juni 1918 gegen den Rittergutsbeſitzer von Beerfelde in Sommerfeld zum 
Zwecke der Anlegung einer Drahtſeilbahn und ſonſtiger Betriebsanlagen beim 
Bahnhof Preichow-Wellmitz auf Grund der $$ 135 ff. des Allgemeinen Berg: 
geſetzes für die Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 1865 (Geſetzſamml. S. 705) 
beantragt hat, Anwendung zu finden haben. 


Berlin, den 2. Oktober 1918. 


Das Stäaleſnniſterihht, 


Friedberg. v. Breitenbach, Sydow. Graf v. Roedern. v. Waldow. 
Spahn. Drews. Schmidt. v. Eiſenhart⸗Rothe. Hergt. 
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(Nr. 11691.) Erlaß des Staatsminiſteriums, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungs- 
verfahrens bei der Anlegung einer neuen Abraumhalde für das Braunkohlen⸗ 
bergwerk Marie-Aune bei Kleinleipiſch im Kreiſe Liebenwerda der Braun— 
kohlen-und Brikett-Induſtrie-Aktiengeſellſchaft in Berlin. Vom 2. Oktober 1918. 


A 

uf Grund des $ 1 der Königlichen Verordnung, betreffend ein vereinfachtes 
Enteignungsverfahren zur Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beſchäftigung 
von Kriegsgefangenen, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der 
Faſſung der Nachträge vom 27. März und vom 25. September 1915 (Gefeb- 
ſamml. S. 57 und 141) ſowie vom 15. Auguſt 1918 (Geſetzſamml. S. 144) 
wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften 
dieſer Verordnung bei der Ausübung des Enteignungsrechts, das der Braunkohlen⸗ 
und Brikett⸗Induſtrie⸗Aktiengeſellſchaft in Berlin, Mohrenſtraße 10, zum Zwecke 
der Anlegung einer neuen Abraumhalde für ihr Braunkohlenbergwerk Marie-Anne 
bei Kleinleipiſch im Kreiſe Liebenwerda durch Erlaß des Staatsminiſteriums vom 
17, September 1918 verliehen iſt, Anwendung zu finden hat. 


Berlin, den 2. Oktober 1918. 


: Das Staatsminiſterium. 


Friedberg. v. Breitenbach. Sydow. Graf v. Roedern. v. Waldow. 
Spahn. Drews. Schmidt. v. Eiſenhart-Rothe. Hergt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind 
bekannt gemacht: 


1. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 3. Auguſt 
1918, betreffend die Verlängerung der Gültigkeitsdauer des dem Elef- 
trizitätswerk Weſtfalen, Aktiengeſellſchaft in Bochum, durch Allerhöchſten 
Erlaß vom 5. Juli 1913 verliehenen Enteignungsrechts für die Anlagen 
zur Leitung und Verteilung des elektriſchen Stromes innerhalb der Kreiſe 
Recklinghauſen Land und Lüdinghauſen, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung in Münſter Nr. 34 S. 213, ausgegeben am 24. Auguſt 1918, 

2. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 (Gefeb- 
ſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 10. Auguſt 
1918, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt 
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Nordhauſen zur Erweiterung öffentlicher Anlagen in der Gemarkung 
Nordhauſen, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Erfurt 
Nr. 36 S. 219, ausgegeben am 7. September 1918; 

3. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 15. Auguſt 
1918, betreffend die Verlängerung der Gültigkeitsdauer des dem Rheiniſch⸗ 
Weſtfäliſchen Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Eſſen a. R., durch 
Erlaß des Staatsminiſteriums vom 30. Juni 1916 verliehenen Ent: 
eignungsrechts zum Bau einer Starkſtromleitung (100 000 Voltleitung) 
von der Haupt-Sehalt- und Umformungsſtelle bei Sankt Tönis im Kreiſe 
Kempen über Goch und Kleve nach Emmerich, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung in Düſſeldorf Nr. 36 S. 299, ausgegeben am 
7. September 1918; 

4. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 

(Geſetzſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 

E 21. Auguſt 1918, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an Die 

Stadtgemeinde Flensburg zur Errichtung öffentlicher Anlagen in der Ge- 
markung Harrislee, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in 

: Schleswig Nv. 38 ©. 277, ausgegeben am 7. September 1918; 
\ 5. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 
(Geſetzſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 
12. September 1918, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts 


> 


E an die Ilſe Bergbau-Aftiengefellichaft zu Grube Ilſe N. L. zur Fort⸗ 
ſetzung des Bergwerksbetriebs ihres Braunkohlenbergwerkes Renate im 
Kreiſe Calau, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in Frankfurt a. O. 
Nr. 39 S. 259, ausgegeben am 28. September 1918. 

$ 

% : Nedigiert im Baro des Staatsminiſtertuns. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. E 

4 Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1883 qu 

bi 6,25 A und 1884 bis 1913 zu 4,60 A) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


